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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung einer 
Erhebung über die Verdienste der ständig in der Landwirtschaft 
beschäftigten Arbeiter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Erfüllung der ihr nach dem Vertrag, insbeson- 
dere nach den Artikeln 2, 39, 117, 118, 119 und 122 
obliegenden Aufgaben muß die Kommission über 
die Lohnsituation und -entwicklung in den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft unterrichtet sein. 

Die wenigen in den Mitgliedstaaten verfügbaren 
statistischen Unterlagen über die Löhne der Land- 
arbeiter gestatten noch keine zuverlässigen Ver- 
gleiche. Eine spezifische Gemeinschaftserhebung, die 
wie 1974 gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 677/74 
des Rates *) nach einheitlichen Definitionen und 
Merkmalen durchgeführt wird, erscheint deshalb 
unumgänglich. 

Die bei einer Lohnuntersuchung im Bereich der 
Landwirtschaft naturgemäß auftretenden technischen 
Schwierigkeiten zwingen vorläufig zu einer Be- 
schränkung auf die Löhne der ständig in der Land- 
wirtschaft beschäftigten Arbeiter. 

Es ist möglich und weniger aufwendig, eine solche 
Erhebung nur im Stichprobenverfahren durchzu- 
führen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Kommission führt eine Erhebung über die Effek- 
tivverdienste der ständig in der Landwirtschaft be- 
schäftigten Arbeiter auf der Grundlage der statisti- 
schen Angaben für den Monat September oder 
Oktober 1975 durch. 
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Artikel 2 

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Betriebe mit 
ständig beschäftigten Arbeitern, die Tätigkeiten aus- 
üben, welche von der Klasse 01 der Allgemeinen 
Systematik der Wirtschaftstätigkeiten in den Euro- 
päischen Gemeinschaften (NACE) abgegrenzt und 
definiert sind, mit Ausnahme jener Betriebe, deren 
Tätigkeiten ausschließlich oder vorwiegend in der 
Landschaftsgärtnerei, in der Ausführung von land- 
wirtschaftlichen Nebentätigkeiten und in der Jagd 
bestehen. 

Artikel 3 

Die Erhebung wird im Stichprobenverfahren durch- 
geführt. 

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, für ihre in der 
Stichprobe erfaßten Betriebe die erforderlichen Aus- 
künfte im Rahmen der Erhebung gemäß nachstehen- 
den Bestimmungen zu erteilen. 

Artikel 4 

Die Erhebung besteht darin, für jeden ständig be- 
schäftigten Arbeiter Angaben über den Bruttobar- 
verdienst der Monate September oder Oktober 1975, 
den Empfang oder Nichtempfang von Naturallei- 
stungen sowie über das Geschlecht, das Alter, die 
berufliche Qualifikation, die Art der ausgeübten 
Tätigkeit, die Grundlage der Lohnberechnung und 
die Anzahl der entlohnten Stunden einzuholen. 

Artikel 5 

Die Angaben werden von den Statistischen Ämtern 
der Mitgliedstaaten eingeholt. 

Die Kommission bestimmt in Zusammenarbeit mit 
den Statistischen Ämtern der Mitgliedstaaten die 
technischen Einzelheiten der Erhebung sowie die 
Modalitäten für die Übermittlung der Ergebnisse an 
die Kommission. 
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Artikel 6 

Die im Rahmen der Erhebung gelieferten Einzel- 
angaben dürfen nur zu statistischen Zwecken ver- 
wendet werden. Es ist verboten, sie für steuerliche 
Zwecke zu benutzen oder sie an Dritte weiterzu- 
leiten. 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, 
um alle Verstöße 

a) gegen die in Artikel 3 genannte Verpflichtung 
zur Auskunfterteilung, 

b) gegen die in Absatz 1 genannte Geheimhaltungs- 
pflicht 

zu ahnden. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten erhalten für die Durchführung 
der Erhebung proportional zur Zahl der befragten 
Betriebe einen Pauschalbetrag aus den hierzu im 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften vorge- 
sehenen Mitteln. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Incidence financiere sur le budget communautaire 
du projet de r&glement relatif ä rorganisation d r une 
enquete sur les gains des ouvriers permanents dans 
Tgriculture 

Comme il est prevu ä l'article 7 du projet de regie- 
ment, les Etats membres recevront pour l'execution 
de cette enquete une contribution forfaitaire par 
exploitation interrogee. Ces frais sont imputes sur 
les credits prevus ä cette fin au budget des Com- 
munautes europeennes. Compte tenu du nombre 
d'exploitations qu'il est envisage d'interroger 
(± 50 000), le coüt de l’enquete peut etre estime, 
pour les neuf Etats membres, sur la base d'une con- 
tribution de 10 unites de compte par exploitation 
interrogee, ä 500 000 unites de compte. 

Les depenses decoulant de ce projet de regiement 
sont ä imputer ä l’art. 264 du budget. Au stade ac- 
tuel l'article 264 ne comporte pas de credits ä cette 
fin. Toutefois, une reserve de credits de 500 000 
unites de compte est encore disponible au chapitre 
98 et eile est destinee ä etre viree vers l'art. 264 ; la 
proposition de virement correspondant est en voie 
d'etablissement. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. März 1975 - 114 - 680 70- E- La 25/75 : 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsentwurf ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

Zur Erfüllung der ihr vom Vertrag übertragenen 
Aufgaben muß die Kommission die Situation der 
Löhne und Gehälter kennen und deren Entwicklung 
in den Ländern der Gemeinschaft beobachten. Zu 
diesem Zweck benötigt sie daher entsprechende 
statistische Unterlagen. 

Zu diesem Zweck wurde schrittweise ein zusammen- 
hängendes System vergleichbarer Statistiken über 
Löhne und Gehälter in Form gemeinschaftlicher Er- 
hebungen und in Zusammenarbeit mit den natio- 
nalen Statistischen Ämtern erstellt. Aber diese Ge- 
meinschaftserhebungen betreffen bisher ausschließ- 
lich die Bereiche der Industrie, des Verkehrs und 
der Dienstleistungen, während die Landwirtschaft 
bis vor kurzem außerhalb des Feldes dieser Unter- 
suchungen geblieben war. 

Um dem dringendsten Bedarf abzuhelfen, hatten die 
Arbeiten der Arbeitsgruppe „Statistik der Löhne in 
der Landwirtschaft", die sich aus Vertretern der 
nationalen Verwaltungen und der Sozialpartner zu- 
sammensetzt, somit 1974 schließlich zu einer ersten 
Gemeinschaftserhebung über die Verdienste der 
ständig in der Landwirtschaft beschäftigten Arbeiter 
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geführt. Dieser Erhebung lag die Verordnung 
(EWG) Nr. 677/74 des Rates vom 21. März 1974 2 ) 
zugrunde. Sie soll zu ersten vergleichbaren Angaben 
über Höhe und Verteilung der Verdienste, die Zahl 
der entlohnten Stunden und etwaige Naturalleistun- 
gen führen, wobei bestimmte individuelle Merk- 
male der Beschäftigten wie Alter, Geschlecht und 
berufliche Qualifikation zu berücksichtigen sind. Die 
Ergebnisse werden im Laufe des Jahres 1975 ver- 
öffentlicht. 

Es war noch festzulegen, wie diese Gemeinschafts- 
erhebung weitergeführt werden sollte. Am 5. No- 
vember 1974 erklärte sich die Arbeitsgruppe „Stati- 
stik der Löhne in der Landwirtschaft" grundsätzlich 
damit einverstanden, für 1975 zunächst eine Wieder- 
holung der Erhebung nach dem gleichen Verfahren 
wie 1974 vorzuschlagen. 

Gemäß Artikel 7 des Verordnungsentwurfes er- 
halten die Mitgliedstaaten für die Durchführung der 
Erhebung proportional zur Zahl der befragten Be- 
triebe einen Pauschalbetrag aus den hierzu im 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften vorge- 
sehenen Mitteln. Ausgehend von 10 RE je befragtem 
Betrieb können für die Durchführung der Er- 
hebung im Jahre 1975 500 000 RE veranschlagt 
werden. 
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